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Erwägungen

E. 1
Die Beschwerde hat eine Begründung zu enthalten, in welcher in gedrängter Form dargelegt
wird, inwiefern der angefochtene Entscheid Recht verletzt ( Art. 42 Abs. 2 BGG ), was eine
sachbezogene Auseinandersetzung mit dessen Erwägungen erfordert ( BGE 140 III 115 E.
2; 142 III 364 E. 2.4).

Soweit jedoch kantonales (Verfahrens-) Recht zur Anwendung kommt, gelten die
strengeren Rügeanforderungen von Art. 106 Abs. 2 BGG , denn kantonales Recht kann vom
Bundesgericht nicht frei, sondern nur auf Verletzung verfassungsmässiger Rechte hin
überprüft werden, wobei die Rüge im Vordergrund steht, dieses sei willkürlich angewandt
worden; dies gilt insbesondere auch dann, wenn die ZPO als subsidiäres kantonales Recht
zur Anwendung gelangt ( BGE 140 III 385 E. 2.3).

E. 2
Das Appellationsgericht ist davon ausgegangen, dass sinngemäss der Revisionsgrund von
Art. 328 Abs. 1 lit. a ZPO angesprochen werde. Im Anschluss hat es erwogen, dass das
vorgelegte Schreiben vom 29. September 2021 erst nach dem zu revidierenden Entscheid
entstanden und deshalb kein Revisionsgrund sei. Soweit die Beschwerdeführerin weiter
geltend machen wolle, dass die mangelnde Korrektur eines Fehlers im Familienbüchlein
ihrer Eltern vom 29. September 1998 nach der Entdeckung des Fehlers am 4. Dezember
2008 eine neue erhebliche Tatsache bilde, sei nicht erkennbar, weshalb dies im früheren
Verfahren nicht habe beigebracht werden können; im Übrigen sei aber auch keine Relevanz
für das vom Revisionsgesuch betroffene Beschwerdeverfahren erkennbar.

E. 3
Das Verfahren vor den kantonalen Aufsichtsbehörden wird aufgrund des zuteilenden
Vorbehaltes von Art. 20a Abs. 3 SchKG grundsätzlich von den Kantonen bestimmt. Der
Kanton Basel-Stadt erklärt in § 5 Abs. 4 EG SchKG/BS die Vorschriften der ZPO als
anwendbar. Weil diese als subsidiäres kantonales Recht zur Anwendung gelangt, müsste die
Beschwerdeführerin nach dem in E. 1 Gesagten mit substanziierten Verfassungsrügen
dartun, inwiefern das Appellationsgericht Art. 328 Abs. 1 lit. a ZPO in willkürlicher Weise
gehandhabt oder in anderer Weise gegen Verfassungsnormen verstossen haben soll.

Es werden weder formell noch der Sache nach Verfassungsrügen erhoben und die
appellatorischen, sich um das Familienbüchlein drehenden Ausführungen beziehen sich,
soweit sie überhaupt verständlich sind, auch nicht in erkennbarer Weise auf die
Erwägungen des angefochtenen Entscheides.

E. 4



Nach dem Gesagten erweist sich die Beschwerde als offensichtlich nicht hinreichend
begründet, weshalb auf sie im vereinfachten Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 lit. b BGG
nicht einzutreten ist.

E. 5
Die Gerichtskosten sind der Beschwerdeführerin aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ).
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